
Bürgerbüro
Montag 8.00–16.00 Uhr
Dienstag 8.00–14.00 Uhr
Mittwoch 8.00–14.00 Uhr
Donnerstag 8.00–16.00 Uhr

16.00–19.00 Uhr
nur nach Terminvereinbarung

Freitag 8.00–14.00 Uhr
und nach Terminvereinbarung

ÖFFNUNGSZEITEN

Nr. 10 Donnerstag, 19. Mai 2022 67. Jahrgang

Allgemeine Verwaltung
Montag 8.00–16.00 Uhr
Dienstag 8.00–12.00 Uhr
Mittwoch 8.00–12.00 Uhr
Donnerstag 8.00–12.00 Uhr

14.00–16.00 Uhr
Freitag 8.00–12.00 Uhr

und nach Terminvereinbarung

Dieses Amtsblatt kann auch im Internet unter dem Link www.kaufbeuren.de/auslegungen eingesehen werden.

SATZUNG ÜBER DIE ERHEBUNG DER
STRASSENERSCHLIESSUNGSBEI-

TRÄGE IN DER STADT KAUFBEUREN
(Straßenerschließungsbeitragssatzung)

Vom 11.05.2022

Die Stadt Kaufbeuren erlässt aufgrund des Art.
23 Satz 1 der Gemeindeordnung für den Frei-
staat Bayern (GO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796, BayRS
2020-1-1-I) zuletzt geändert durch Gesetz vom
09.03.2021 (GVBl. S. 74) in Verbindung mit Art.
5a Abs. 2 des Bayerischen Kommunalabgaben-
gesetzes (KAG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 04.04.1993 (GVBl. S. 264, BayRS
2024-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom
10.12.2021 (GVBl. S. 638) und §§ 132 und 133
Abs. 3 Satz 5 Baugesetzbuch (BauGB) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 10.09.2021 (BGBl. I S. 4147) folgende vom
Stadtrat am 10.05.2022 beschlossene Satzung
über die Erhebung der Straßenerschließungsbei-
träge in der Stadt Kaufbeuren:

§ 1
Erhebung des Erschließungsbeitrags

Zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten
Aufwandes für Erschließungsanlagen erhebt
die Stadt Kaufbeuren einen Erschließungsbei-
trag nach den Bestimmungen des Art. 5a Abs. 1
KAG sowie nach Maßgabe dieser Satzung.

§ 2
Art und Umfang der Erschließungsanlagen

Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für:
1. die zum Anbau bestimmten öffentlichen
Straßen, Wege und Plätze
a) bei beiderseitiger Bebaubarkeit bis zu 15 m
Breite,
b)bei einseitiger Bebaubarkeit bis zu 7,5 m Brei-
te,
c) bis zu 20 m Breite des notwendigen Wende-
hammers (Wendekreises);
2. die nicht zum Anbau bestimmten Sammel-
straßen innerhalb der Baugebiete bis zu 20 m
Breite;
3. die öffentlichen aus rechtlichen oder tatsäch-
lichen Gründen mit Kraftfahrzeugen nicht
befahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb der
Baugebiete (z. B. Fußwege, Wohnwege) bis zu
4,50 m Breite;
4. Parkflächen, die Bestandteile der in den Nrn.
1 und 2 genannten Verkehrsanlagen sind, bis zu
einer weiteren Breite von 5,50 m;
5. Grünanlagen, die Bestandteile der in den Nrn.
1 und 2 genannten Verkehrsanlagen sind, bis zu
einer weiteren Breite von 5,50 m;
6. selbständige öffentliche Parkflächen und
Grünanlagen, soweit sie nach städtebaulichen
Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren
Erschließung notwendig sind:
a) Parkflächen bis zu 10 v. H. der Summe der
nach § 6 Abs. 3 mit 9 zu ermittelnden Geschoß-
flächen des Abrechnungsgebiets,
b)Grünanlagen bis zu insgesamt 20 v. H. der
Summe der nach § 6 Abs. 3 mit 9 zu ermittelnden
Geschoßflächen des Abrechnungsgebiets;
7. Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen
schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des
Bundesimmissionsschutzgesetzes, auch wenn
sie nicht Bestandteil der Erschließungsanlagen
sind.

§ 3
Ermittlung des beitragsfähigen

Erschließungsaufwands
(1) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand
wird nach den tatsächlich entstandenen Kosten
ermittelt. Hierzu gehören insbesondere die
Kosten für
a) die Freilegung der Flächen,
b)die Herstellung des Straßenkörpers ein-
schließlich des Unterbaus, der Befestigung der
Oberfläche sowie notwendiger Erhöhungen und
Vertiefungen,
c) die Herstellung von Rinnen sowie der Rand-
steine,
d) die Herstellung der Radwege,
e) die Herstellung der Gehwege,
f) die Herstellung der Beleuchtungseinrichtun-
gen,
g)die Herstellung der Entwässerungseinrichtun-
gen der Erschließungsanlagen,
h)den Anschluss an andere Erschließungsanla-
gen,
i) die Herstellung von Böschungen, Schutz- und
Stützmauern,
j) den Erwerb der Flächen sämtlicher Er-
schließungsanlagen mit Ausnahme der Grund-
erwerbsnebenkosten (Abs. 2),
k)die Freilegung und die erstmalige Herstellung
von selbständigen Parkflächen und selbständi-
gen Grünanlagen (§ 2 Nr. 6 a und b),
l) die Freilegung und die erstmalige Herstellung
von Schutzanlagen nach § 2 Nr. 7 und
m) die Übernahme von Anlagen als städtische
Erschließungsanlagen.
(2) Für die Grunderwerbsnebenkosten wie
Kosten der notariellen Beurkundung, Ver-
messungskosten, Vermarkungskosten, Grund-
buchkosten usw. wird ein Einheitssatz berech-
net, der 2,5 v. H. des tatsächlichen Kaufpreises
beträgt, mindestens aber 0,50 Euro je m2 erwor-
benen Straßengrundes.

a) bei Grundstücken in durch Bebauungsplan
festgesetzten Kern-, Gewerbe- oder Industriege-
bieten (§§ 7, 8, 9 Baunutzungsverordnung) oder
Sondergebieten;
b)bei Grundstücken in Gebieten, in denen ohne
Festsetzung durch Bebauungsplan nach § 34
Baugesetzbuch eine Nutzung wie in den unter
Buchstabe a) genannten Gebieten vorhanden
oder zulässig ist.
c) bei Grundstücken, die überwiegend gewerb-
lich genutzt werden. Als überwiegend gewerb-
lich genutzt gelten auch Grundstücke, wenn sie
überwiegend Geschäfts-, Büro, Praxis-, Unter-
richts-, Heilbehandlungs- oder ähnlich genutzte
Räume beherbergen.
(8) Bei Grundstücken, für die eine gewerbliche
Nutzung ohne Bebauung zulässig ist, wird als
zulässige Geschoßfläche die Hälfte der Grund-
stücksfläche in Ansatz gebracht; das gleiche gilt,
wenn auf einem Grundstück die zulässige Be-
bauung im Verhältnis zur gewerblichen Nutzung
nur untergeordnete Bedeutung hat.
(9) Angefangene m2 Grundstücksfläche und an-
gefangene m2 Geschoßfläche werden auf- bzw.
abgerundet.
(10) Der ermittelte Erschließungsbeitrag wird
auf volle Euro auf- bzw. abgerundet.

§ 7
Eckgrundstücke und durchlaufende

Grundstücke
Grundstücke, die mehreren Ermittlungsein-
heiten mit zum Anbau bestimmten öffentlichen
Straßen, Wegen und Plätzen zugehören (z. B.
Eckgrundstücke oder an zwei Parallelstraßen
angrenzende Grundstücke), werden zu jeder
dieser Ermittlungseinheiten mit zwei Dritteln
der nach § 6 Abs. 2 mit 9 ermittelten Summen
aus den Grundstücksflächen und den zulässigen
Geschoßflächen herangezogen.

§ 8
Kostenspaltung

(1) Ohne Bindung an eine bestimmte Reihen-
folge kann der Erschließungsbeitrag selbständig
erhoben werden für jede der folgenden Teil-
maßnahmen, sobald die Maßnahme, deren Auf-
wand durch Teilbeträge abgedeckt werden soll,
abgeschlossen worden ist:
a)Erwerb der Erschließungsfläche,
b)Freilegung der Erschließungsfläche,
c) Herstellung der Fahrbahn, einschließlich
Randsteinsetzung,
d)Herstellung der Gehwege,
e)Herstellung der Radwege,
f) Herstellung der Einrichtungen für die Ent-
wässerung der Erschließungsanlage,
g)Herstellung der Beleuchtungseinrichtung der
Erschließungsanlage,
h)Herstellung der Parkflächen,
i) Herstellung der Grünanlagen.
(2) Abs. 1 findet sinngemäß Anwendung, wenn
Erschließungsanlagen in Abschnitten hergestellt
werden.

§ 9
Merkmale der endgültigen Herstellung der

Erschließungsanlagen
(1) Straßen, Wege, Plätze und Parkflächen sind
endgültig hergestellt, wenn sie nachstehende
Merkmale aufweisen:
a) eine Pflasterung oder eine Asphalt-, Beton-
oder andere gleichwertige Decke neuzeitlicher
Bauweise,
b)Einrichtungen für ihre Entwässerung und Be-
leuchtung,
c) Anschluss an eine dem öffentlichen Verkehr
gewidmete Straße.
(2) Rad- und Gehwege sind endgültig hergestellt,
wenn sie eine Befestigung mit Platten, Pflaster,
Asphalt oder einen anderen gleichwertigen Be-
lag neuzeitlicher Bauweise aufweisen.
(3) Grünanlagen sind endgültig hergestellt, wenn
sie gärtnerisch gestaltet sind.
(4) Anlagen nach § 2 Nr. 7 sind endgültig her-
gestellt, wenn sie die mit ihnen beabsichtigten
Funktionen erfüllen und die zur Anpassung an
dasOrtsbild erforderlicheGestaltung aufweisen.
(5) Für die endgültige Herstellung aller Er-
schließungsanlagen ist außerdem Vorausset-
zung, dass der Grunderwerb für sie abgeschlos-
sen ist.

§ 10
Immissionsschutzanlagen

Art, Umfang, Verteilungsmaßstab und Her-
stellungsmerkmale von Anlagen zum Schutz
von Baugebieten gegen schädliche Umweltein-
richtungen im Sinne des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes werden durch ergänzende

Satzung im Einzelfall geregelt.
§ 11

Entstehen der Beitragspflicht
Die Beitragspflicht entsteht mit der endgül-
tigen Herstellung der Erschließungsanlagen,
für Teilbeträge, sobald die Maßnahmen, deren
Aufwand durch die Teilbeträge gedeckt werden
soll, abschlossen sind. Im Falle des Art. 5a Abs.
2 KAG i.V.m. § 128 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BauGB
entsteht die Beitragspflicht mit der Übernahme
durch die Stadt Kaufbeuren.

§ 12
Vorausleistungen

Im Falle des Art. 5a Abs. 2 KAG i.V.m. § 133
Abs. 3 BauGB können Vorausleistungen bis zur

(3) Stellt die Stadt die benötigten Flächen aus
ihrem Vermögen bereit, so ist deren Wert im
Zeitpunkt der Bereitstellung anzusetzen.
(4) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand
wird
1. a) für die einzelne Erschließungsanlage oder
b) für bestimmteAbschnitte einer Erschließung-
sanlage ermittelt.
2. Für mehrere Erschließungsanlagen, die für
die Erschließung vonGrundstücken eine Einheit
bilden, kann der beitragsfähige Erschließungs-
aufwand insgesamt ermittelt werden.

§ 4
Abrechnungsgebiet

Die von einer Erschließungsanlage erschloss-
enen Grundstücke bilden das Abrechnungsge-
biet. Wird ein Abschnitt einer Erschließungs-
anlage oder eine Erschließungseinheit abge-
rechnet, so bilden die von dem Abschnitt der
Erschließungsanlage bzw. Erschließungseinheit
erschlossenen Grundstücke das Abrechnungs-
gebiet.

§ 5
Gemeindeanteil

Die Stadt Kaufbeuren trägt 10 v.H. des beitrags-
fähigen Erschließungsaufwands.

§ 6
Verteilung des beitragsfähigen Erschließungs-

aufwands
(1) Der restliche beitragsfähige Erschließungs-
aufwand wird auf die Grundstücke des Abrech-
nungsgebiets in dem Verhältnis verteilt, in dem
die unter Berücksichtigung der Abs. 2 mit 9 er-
mittelten Summen aus den Grundstücksflächen
und den zulässigen Geschoßflächen der einzel-
nen Grundstücke zueinander stehen.
(2) Als Grundstücksfläche gilt
a) bei Grundstücken, die vollständig im Bereich
eines Bebauungsplanes im Sinne von § 30 Abs.
1 und 2 BauGB oder teilweise im beplanten
Bereich und im Übrigen im unbeplanten Innen-
bereich (§ 34 BauGB) oder vollständig im unbe-
planten Innenbereich (§ 34 BauGB) liegen, der
Flächeninhalt des Buchgrundstücks, wie er sich
aus der Eintragung im Grundbuch ergibt.
b) bei Grundstücken im unbeplanten Innenbe-
reich (§ 34 BauGB), die in den Außenbereich
(§ 35 BauGB) übergehen und bei denen sich
die Grenze zwischen Innen- und Außenbereich
nicht aus einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB
ergibt, die Grundstücksfläche im Innenbereich
(§ 34 BauGB),
c) bei Grundstücken, die nur teilweise im Gel-
tungsbereich eines Bebauungsplanes (§ 30
BauGB) liegen und im Übrigen im Außenbe-
reich (§ 35 BauGB) liegen, gilt als Grundstücks-
fläche die Fläche, die sich innerhalb des Gel-
tungsbereichs des Bebauungsplanes befindet.
Reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung
über die in Buchstabe b) oder c) genannte Gren-
ze hinaus, so ist die Grundstücksfläche maßge-
bend, die durch die hintere Grenze der Nutzung
bestimmt wird. Grundstücksteile, die lediglich
die wegmäßige Verbindung zur Erschließungs-
anlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung
der Grundstückstiefe unberücksichtigt.
(3) Die zulässige Geschoßfläche bestimmt sich,
wenn ein rechtsverbindlicher Bebauungsplan
besteht, nach dessen Festsetzungen. Ist darin
eine Geschoßflächenzahl (§ 20 Baunutzungsver-
ordnung) festgelegt, so errechnet sich die Ge-
schoßfläche für die Grundstücke durch Verviel-
fachung der jeweiligen Grundstücksfläche mit
der Geschoßflächenzahl. Ist im Bebauungsplan
eine Baumassenzahl (§ 21 Baunutzungsverord-
nung) festgesetzt, so ergibt sich die Geschoß-
fläche aus der Vervielfachung der jeweiligen
Grundstücksfläche mit der Baumassenzahl,
geteilt durch 3,5. Ist auf Grund einer Ausnahme
oder Befreiung im Zeitpunkt des Entstehens
der Beitragsschuld eine größere Geschoßfläche
zugelassen, so ist diese zugrunde zu legen. Ist
nach bauordnungsrechtlichen Vorschriften im
Einzelfall nur eine geringere Geschoßfläche zu-
lässig, so ist diese maßgebend.
(4) Die zulässige Geschoßfläche ist nach dem
Stand der Planungsarbeiten zu ermitteln, wenn
für das Grundstück zwar die Aufstellung eines
Bebauungsplanes beschlossen, die zulässige Ge-
schoßfläche aber noch nicht festgesetzt ist. Ab-
satz 3 Sätze 4 und 5 gelten entsprechend.
(5) Bei Grundstücken, für die das Maß der
baulichen Nutzung nicht in einem Bebauung-
splan festgesetzt ist, ergibt sich die zulässige
Geschoßfläche aus der durchschnittlichen Ge-
schoßflächenzahl, die nach § 34 BauGB i.V.m.
§§ 17 und 20 BauNVO aus der in der Umgebung
vorhandenen Bebauung ermittelt wird.
(6) Die nach Abs. 3 mit 5 ermittelten Geschoß-
flächen werden, sofern sich aus Abs. 7 Buchst.
c) keine abweichende Regelung ergibt, um 25 v.
H. erhöht,
a) bei Grundstücken in durch Bebauungsplan
festgesetzten Dorf- oder Mischgebieten (§§ 5, 6
Baunutzungsverordnung);
b)bei Grundstücken in Gebieten, in denen ohne
Festsetzung durch Bebauungsplan nach § 34
Baugesetzbuch eine Nutzung wie in den unter
Buchstabe a) genannten Gebieten vorhanden
oder zulässig ist.
(7) Die nach Abs. 3 mit 5 ermittelten Geschoß-
flächen werden um 50 v. H. erhöht

Höhe des voraussichtlichen Erschließungsbei-
trages erhoben werden. Die Vorausleistung ist
mit der endgültigen Beitragsschuld zu verrech-
nen, auch wenn der oder die Vorausleistende
nicht beitragspflichtig ist.

§ 13
Beitragspflichtige/r

Beitragspflichtig ist diejenige Person, die im
Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbe-
scheids Eigentümer bzw. Eigentümerin des
Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem
Erbbaurecht belastet, so ist der oder die Erb-
bauberechtigte anstelle des Eigentümers bzw.
der Eigentümerin beitragspflichtig. Mehrere
beitragspflichtige Personen haften als Gesamt-
schuldner; beiWohnungs- und Teileigentum sind
die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer
bzw. Teileigentümerinnen nur entsprechend
ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.

§ 14
Fälligkeit

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekannt-
gabe des Beitragsbescheids, die Vorausleistung
einen Monat nach Bekanntgabe des Vorausleis-
tungsbescheids fällig.

§ 15
Ablösung des Erschließungsbeitrages

Der Erschließungsbeitrag kann im Ganzen vor
Entstehung der Beitragspflicht abgelöst werden
(Art. 5a Abs. 2 KAG i.V.m. § 133 Abs. 3 Satz
5 BauGB). Ein Rechtsanspruch auf Ablösung
besteht nicht. Die Höhe des Ablösungsbetrages
richtet sich nach der Höhe des voraussichtlich
entstehenden Erschließungsbeitrages.

§ 16
Billigkeitserlass

Erschließungsbeiträge werden um 30 v. H. erlas-
sen, sofern
a) seit dem Beginn der erstmaligen technischen
Herstellung der Erschließungsanlagen min-
destens 25 Jahre vergangen sind,
b) die Beitragspflichten im Zeitraum vom
01.01.2018 bis 31.03.2021 entstanden sind oder
entstehen und
c) die Erschließungsanlage, die diese Er-
schließungsbeitragspflicht auslöst, nicht aus-
schließlich der Erschließung eines Gewerbe-
und/oder Sondergebiets im Sinne der BauNVO
dient.

§ 17
Überleitungsbestimmungen

Soweit Erschließungsanlagen oder Teillängen
von Erschließungsanlagen vor dem 01.01.2013
technisch hergestellt wurden, die Beitrags-
pflicht aber noch nicht entstanden ist, wird der
Erschließungsaufwand nach den zum Zeitpunkt
der Herstellung geltenden Einheitssätzen der
jeweiligen Satzung über die Erhebung eines
Straßenerschließungsbeitrages in der Stadt
Kaufbeuren (Straßenerschließungsbeitragssat-
zung) ermittelt.

§ 18
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt mit Wirkung vom
01.04.2016 in Kraft.
(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Satzung
über die Erhebung der Straßenerschließungs-
beiträge in der Stadt Kaufbeuren (Straßener-
schließungsbeitragssatzung) vom 25.04.2012
(veröffentlicht im Amtsblatt der Stadt Kauf-
beuren Nr. 7 vom 03.05.2012), zuletzt geändert
durch Satzung vom 24.07.2019 (veröffentlicht im
Amtsblatt Nr. 16 vom 01.08.2019) außer Kraft.

Kaufbeuren, 11.05.2022
Stadt Kaufbeuren
Stefan Bosse
Oberbürgermeister

Straßen und Wege
Einziehung einer Teilfläche der Ortsstraße

Nr. 1023 „Melchior-Elch-Straße“

Es ist beabsichtigt ein Teilstück der Ortsstraße
Nr. 1023 „Melchior-Elch-Straße“ einzuziehen.
Die Flur-Nr. 3100/2, Gmkg. Kaufbeuren, gewid-
met zur Ortsstraße Nr. 1023 „Melchior-Elch-
Straße“ ist gem. Art. 8 Abs. 1 BayStrWG einzu-
ziehen, da sie im Bebauungsplan „Gewerbepark
Kaufbeuren“ nicht als Verkehrsfläche ausge-
wiesen ist und keine Verkehrsbedeutung hat.
Zeitpunkt der Einziehung ist voraussichtlich der
13.10.2022.
Dieses Vorhaben wird nach Art. 8 Abs. 2 Bay-
StrWG bekannt gemacht.

Kaufbeuren, den 19.05.2022
Stadt Kaufbeuren
Carl
Baureferent
berufsm. Stadtrat

Straßen und Wege
Einziehung einer Teilfläche des

beschränkt-öffentlichen Weges Nr. 502
„Augsburger Straße, Geh- und Radweg
Bahnlinie Kaufbeuren – Schongau“

Es ist beabsichtigt ein Teilstück des beschränkt-
öffentlichen Weges Nr. 502 „Augsburger
Straße, Geh- und Radweg Bahnlinie Kauf-
beuren-Schongau“ einzuziehen.

Die Flur-Nr. 3100/2, Gmkg. Kaufbeuren, ge-
widmet zum beschränkt-öffentlichen Weg Nr.
502 „Augsburger Straße, Geh- und Radweg
Bahnlinie Kaufbeuren-Schongau“ ist gem. Art.
8 Abs. 1 BayStrWG einzuziehen, da sie im Be-
bauungsplan „Gewerbepark Kaufbeuren“ nicht
als Verkehrsfläche ausgewiesen ist und keine
Verkehrsbedeutung hat.

Zeitpunkt der Einziehung ist voraussichtlich der
13.10.2022.

Dieses Vorhaben wird nach Art. 8 Abs. 2 Bay-
StrWG bekannt gemacht.

Kaufbeuren, den 19.05.2022
Stadt Kaufbeuren
Carl
Baureferent
berufsm. Stadtrat

Vollzug der Bayerischen Bauordnung;
Öffentliche Bekanntmachung von

Baugenehmigungen
Gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 Bayerische
Bauordnung (BayBO) werden die verfügenden
Teile sowie die Rechtsbehelfsbelehrung fol-
gender Baugenehmigungsbescheide öffentlich
bekannt gemacht:
Der Antrag der Wohnungsbaugenossenschaft
Gablonzer Siedlungswerk Kaufbeuren eG zum
Neubau des Generationencampus „Kleeblatt“
bestehend aus Haus A (Seniorenwohnheim mit
erdgeschossigem Café), Haus B (Familienwohn-
heim mit 12 Wohneinheiten), Haus C (Fami-
lienwohnheim mit 9 Wohneinheiten), Haus D
(Kita mit 160 Plätze / Studentenwohnheim mit
18 Appartements) und Tiefgarage in Kauf-
beuren, Falkenstraße 4, 6, 8 und 10, Fl.-Nrn.
1791, 1791/15, 1791/17, 1791/3 und 1791/9, Ge-
markung Kaufbeuren vom 01.12.2021 wurde mit
Bescheid vom 06.05.2022 (Az. 20210439/0026)
nach Maßgabe der geprüften und mit Geneh-
migungsvermerk versehenen Bauvorlagen un-
ter Auflagen und Abweichungen gemäß § 34
BauGB genehmigt.
Die Kosten des Verfahrens hat der Antragsteller
zu tragen.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines
Monats nach seiner BekanntgabeKlage bei dem
Bayerischen Verwaltungsgericht in Augsburg
erhoben werden.
Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfü-
gung:
a) Schriftlich oder zur Niederschrift
Die Klage kann schriftlich oder zur Nieder-
schrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle
erhoben werden. Die Anschrift lautet:
Bayerisches Verwaltungsgericht in Augsburg,

Postfachanschrift: Postfach 11 23 43,
86048 Augsburg,

Hausanschrift: Kornhausgasse 4,
86152 Augsburg,

b) Elektronisch
Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwal-
tungsgericht Augsburg auch elektronisch in
einer für den Schriftformersatz zugelassenen
Form nach Maßgabe der Internetpräsenz der
Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.
de) zu entnehmenden Bedingungen erhoben
werden.
DieKlagemuss denKläger, denBeklagten (Stadt
Kaufbeuren) und den Gegenstand des Klagebe-
gehrens bezeichnen und soll einen bestimmten
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienen-
den Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift
oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klage
und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für
die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
– Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per ein-
facher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet
keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Infor-
mationen zur elektronischen Einlegung von
Rechtsbehelfen bei dem Bayerischen Verwal-
tungsgericht Augsburg entnehmen Sie bitte der
Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungs-
gerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de).
– Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren
vor den Verwaltungsgerichten infolge der
Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.
– Der Rechtsbehelf eines Dritten (z. B. Nachbar)
gegen das o. g. Bauvorhaben hat gem. § 212 a
Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) keine aufschie-
bende Wirkung. Rechtsbehelfe gegen diesen
Bescheid haben keine zahlungsaufschiebende
Wirkung und entbinden daher nicht von der
fristgerechten Bezahlung der Kosten (§ 80 Abs.
2 Nr. 1 Verwaltungsgerichtsordnung).

Die Rechtsbehelfsfrist wird mit dem Tag der
Zustellung (Veröffentlichung) in Lauf gesetzt
(siehe Art. 66 Abs. 2 Satz 6 BayBO).
Die Verfahrensunterlagen können bei der Stadt
Kaufbeuren, Bauverwaltung, Am Graben 3,
87600 Kaufbeuren, II. Obergeschoss Neubau
(Zimmer 200N) während der Parteiverkehrs-
zeiten nach vorheriger Terminvereinbarung
eingesehen werden.

Kaufbeuren, 13.05.22
Stadt Kaufbeuren
Carl
Bau- und Umweltreferent
-berufsm. Stadtrat-

Verordnung der Stadt Kaufbeuren über das
freie Umherlaufen von großen Hunden und

Kampfhunden (Hundeverordnung – HundeV)

Vom 11.05.2022

Die Stadt Kaufbeuren erlässt aufgrund von
Art. 18 Abs. 1 und 3 des Landesstraf- und Ver-
ordnungsgesetzes (LStVG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 13. 12. 1982 (BayRS
2011-2-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom
27.04.2020 (GVBl S. 236) folgende vom Stadtrat
am 10.05.2022 beschlossene Verordnung:

§ 1 Geltungsbereich

(1) Diese Verordnung beschränkt zur Verhütung
von Gefahren für Leben, Gesundheit, Eigentum
sowie zur Erhaltung der öffentlichen Reinlich-
keit das freie Umherlaufen von großen Hunden
und Kampfhunden.
(2) Die Beschränkungen für große Hunde sowie
Kampfhunde gelten



1. im Bereich der Altstadt:
• Afraberg
• Alleeweg
• An der Stadtmauer
• Am Breiten Bach
• Am Graben
• Baumgarten
• Blasiusberg
• Branntweinergässchen
• Crescentiaplatz
• Colleggässchen
• Hafenmarkt
• Josef-Landes-Straße
• Kaisergässchen
• Kaiser-Max-Straße
• Kappeneck
• Kemptener Straße
• Kemptner Tor
• Kirchengässchen
• Kirchplatz
• Klostergässchen
• Ledergasse
• Ludwigstraße
• Löwengässle
• Müllergässchen
• Münzhalde
• Neue Gasse
• Obstmarkt
• Pfarrgasse
• Pulverturmgässle
• Ringweg
• Rosental
• Salzmarkt
• Schlosserhalde
• Schmiedgasse
• Schraderstraße
• Sedanstraße

Boxer, Dobermann und Deutsche Dogge.

§ 3 Anleinpflicht, Verbote
Kampfhunde und große Hunde sind innerhalb
der Geltungsbereiche gemäß § 1 Abs. 2 dies-
er Verordnung zu jeder Tages- und Nachtzeit
stets an der Leine zu führen. Die Leine, die vor
dem Betreten der Verbotsbereiche anzulegen
ist, muss reißfest sein und darf eine Länge von
maximal 2 Metern nicht überschreiten. Die
Leine muss an einem schlupfsicheren Halsband
oder einem schlupfsicheren Geschirr angelegt
sein, aus dem ein selbstständiges Entweichen des
Hundes ausgeschlossen ist.

§ 4 Ausnahmen
Von § 3 sind ausgenommen:
1. ausgebildete Blindenführhunde und sonstige
Assistenzhunde, sofern sie entsprechend ihrer
Ausbildung einen Menschen mit einer Behin-
derung oder sonstigen schweren Einschränkung
unterstützen,
2. Diensthunde der Polizei, des Strafvollzugs,
des Bundesgrenzschutzes, der Zollverwaltung,
der Bundesbahn und der Bundeswehr im Ein-
satz,
3. Hunde, die zum Hüten einer Herde eingesetzt
sind,
4. Hunde, die die für Rettungshunde vorgese-
henen Prüfungen bestanden haben und als Ret-
tungshunde für den Zivilschutz, den Katastro-
phenschutz oder den Rettungsdienst eingesetzt
sind, sowie
5. im Bewachungsgewerbe eingesetzte Hunde,
soweit der Einsatz dies erfordert.

§ 5 Ordnungswidrigkeiten
Nach Art. 18 Abs. 3 LStVG kann mit Geldbuße
belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrläs-
sig entgegen § 3 einen Kampfhund oder einen
großen Hund mit sich führt, ohne ihn an einer
vorschriftsmäßigen Leine zu halten.

• Spielbergerhof
• Spitaltor
• Unter dem Berg
• Busbahnhof „Plärrer“

Die Grenze des vorstehend beschriebenen Alt-
stadtbereichs ist im Lageplan 1 eingetragen, der
Bestandteil dieser Satzung ist.

2. in Neugablonz
• Bürgerplatz • Neuer Markt

Die Grenze des vorstehend bezeichneten Bere-
ichs ist im Lageplan 2 eingetragen, der Bestand-
teil dieser Satzung ist.
3. bei allen öffentlichen Märkten, öffentlichen
Veranstaltungen, öffentlichen Festen sowie Ver-
sammlungen im Freien.

§ 2 Begriffsbestimmung
(1) Kampfhunde sind Hunde, bei denen auf
Grund rassespezifischer Merkmale, Zucht oder
Ausbildung von einer gesteigerten Aggressi-
vität und Gefährlichkeit gegenüber Menschen
und Tieren auszugehen ist. Die in der Verord-
nung des Bayerischen Staatsministeriums des
Innern über Hunde mit gesteigerter Aggressi-
vität und Gefährlichkeit vom 10.07.1992 (GVBl.
S. 268, BayRS 2011-2-7-I) in der jeweils gülti-
gen Fassung geregelten Vermutungen über die
Eigenschaft als Kampfhund finden Anwendung.
(2) Große Hunde sind erwachsene Hunde, die
eine Schulterhöhe von mindestens 50 cm auf-
weisen. Abzustellen ist auf das individuelle Maß
des Hundes, unabhängig davon, welche Größe
ausgewachsene Hunde der betreffenden Rasse
regelmäßig erreichen. Hierzu zählen jedoch stets
erwachsene Hunde der Rassen Schäferhund,

§ 6 Schlussbestimmungen
DieRegelungen über dasMitführen vonHunden
in der Satzung über die Benutzung der öffentli-
chen Grünanlagen und Kinderspielplätze der
Stadt Kaufbeuren (Grünanlagen- und Spiel-
platzsatzung) vom 17.07.2002 in ihrer jeweils
gültigen Fassung, bleiben unberührt.

§ 7 Inkrafttreten, Geltungsdauer
(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer
Bekanntmachung in Kraft.
(2) Diese Verordnung gilt 20 Jahre.

Kaufbeuren, 11.05.2022
Stadt Kaufbeuren
Stefan Bosse
Oberbürgermeister

Lageplan 1 zur Hundeverordnung der Stadt
Kaufbeuren

Altstadt

Daten aus dem Geographischen Informations-
system der Stadt Kaufbeuren Copyright by Stadt

Kaufbeuren / DOK+Flurkarte der bayer. Ver-
messungsverwaltung

Kaufbeuren, 11.05.2022
Stadt Kaufbeuren,
Stefan Bosse
Oberbürgermeister

Lageplan 2 zur Hundeverordnung der Stadt
Kaufbeuren

Neugablonz

Daten aus dem Geographischen Informations-
system der Stadt Kaufbeuren Copyright by Stadt
Kaufbeuren / DOK+Flurkarte der bayer. Ver-
messungsverwaltung

Kaufbeuren, 11.05.2022
Stadt Kaufbeuren
Stefan Bosse
Oberbürgermeister

Fortsetzung Amtsblatt Stadt Kaufbeuren


